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Ireußiſche Ge etzzammlung 


Jahrgang 1920 Nr. 26. 


Inhalt: Verordnung über die Bildung von Betriebsvertretungen nach dem Betriebsrätegeſetze vom 4. Fer 
bruar 1920 im Bereiche der Waſſerbauverwaltung, S. 317. — ® erordnung über das Schlichtungs⸗ 
weſen im Bereſche der Waſſerbauverwaltung, S. 341. 


(Nr. 11907.) Verordnung über die Bildung von Betriebsvertretungen nach dem Betriebs, 
rätegefetze vom 4. Februar 1920 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 147) im Bereiche der 
Waſſerbauverwaltung. Vom 28. April 1920. 


i Grund des § 61 des Belriebsrätegeſetzes wird nach Verhandlung mit den 
beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer folgendes verordnet: 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


$1. 

Sur Wahrnehmung der gemeinfamen wirtſchaftlichen Intereſſen der Arbeit- 
nehmer gegenüber der Verwaltung und zur Unterſtützung der Verwaltung in der 
Erfüllung der Betriebszwecke werden im Bereiche der Waſſerbauverwaltung Betriebs- 
räte ($$ 6 u. f.), Bezirksbetriebsräte ($$ 59 u. f.) und ein Hauptbetriebsrat ($$ 67 
u. f.) gebildet. 

Die Einrichtung von Arbeitnehmervertretungen für das Schiffsperſonal 
des ſtaatlichen Schleppmonopolbetriebs bleibt bis zum Erlaß des im § 5 des 
Geſetzes vorgeſehenen Sondergeſetzes vorbehalten. 


92. 

Arbeiter im Sinne des Geſetzes ſind die im Lohnverhältniſſe gegen Entgelt 

und die als Lehrlinge bei der Waſſerbauverwaltung beſchäftigten Perſonen mit 
Ausſchluß der Angeſtellten. 

Angeſtellte im Sinne des Geſetzes ſind folgende Bebienſtete der Waſſer⸗ 

bauverwaltung: 

1, Angeftellte in leitender Stellung) 

2. Betriebsbeamte, Werkmeiſter und andere Angeſtellte in einer ähnlichen 
gehobenen oder höheren Stellung ohne Rückſicht auf ihre Vorbildung, 
Büroangeſtellte (auch die mit niederen oder lediglich mechaniſchen Dienſt⸗ 
leiſtungen beſchäftigten) ſowie die in einer geregelten Ausbildung zu 
einer dieſer Beſchäftigungen befindlichen Lehrlinge / 

Geſetzſammlung 1920. (Nr. 1190711908.) 


Ausgegeben zu Berlin den 21. Juni 1920. 48 


— 318 


3. aus den Beſatzungen der im Verwaltungs⸗ und Baubetriebe der Waſſer⸗ 
bauverwaltung benutzten Fahrzeuge: Hilfsſchiffsführer und Hilfskapitäne 
von Dampfſchiffen, obere oder erſte Hilfsmaſchiniſten und andere in 

einer ähnlichen gehobenen oder höheren Stellung befindliche Angeſtellte 
ohne Rückſicht auf ihre Vorbildung. 


Nicht als Arbeitnehmer gelten die Beamten und Beamtenanwärter der 


Waſſerbauverwaltung. 


83. N 
Als Betrieb im Sinne des Geſetzes gilt jede einzelne Dienſtſtelle und Be⸗ 
hörde, mithin: 
a) die Zentral- ſowie die Provinzial⸗ und Lokalbehörde für die bei ihnen 
unmittelbar beſchäftigten Arbeiter und Angeſtellten, 
p) die Waſſerbauwarte, Strommeiſter und Dünenaufſeher für die von ihnen 
beſchäftigten Arbeiter; 


e) die Bauhöfe und Werkſtätten für die Arbeiter und Angeſtellten derſelben 


d) die Leuchtfeuer. 

Arbeiter und Angeſtellte der See⸗ und Binnenſchiffahrt gehören zu den 
Arbeitnehmern des Stationsorts. Werden an letzteren für verſchiedene Betriebe 
beſondere Betriebsräte gebildet, fo beſtimmt die Verwaltung im Benehmen mit 
den Arbeitnehmern den Betrieb, welchem ſie zugehören. Für die vorbezeichneten 
Arbeitnehmer können auch durch die Provinzialbehörde beſondere Betriebsräte ein⸗ 
gerichtet werden. 

: 84. 

Die Rechte und Pflichten des Arbeitgebers üben aus: 

die Leiter der einzelnen Dienſtſtellen und örtlichen Behörden, die Regierungs⸗ 
präſidenten, der Polizeipräſident in Berlin, die Kanalbaudirektion Eſſen, die Ober⸗ 
präſidenten (Strombau⸗, Kanalverwaltung, Waſſerſtraßendirektion) ſowie der Miniſter 
nach Maßgabe der Verwaltungsvorſchriften. Vertretung durch Bevollmächtigte iſt 
zuläſſig. Als Bevollmächtigter kann jeder Beamte der Waſſerbauverwaltung 
beſtellt werden. ö 

85. 

Die Befugniſſe der wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer, die 
Intereſſen ihrer Mitglieder zu vertreten, werden durch die Vorſchriften dieſes 
Geſetzes nicht berührt. 


ll. Aufbau der Vetriebsvertretungen. 
A. Der Betriebsrat (Arbeiterrat und Angeſtelltenrat). 
1. Zuſammenſetzung und Wahl. 


€ 86. 
Bei jeder Dienſtſtelle und Behörde, die in der Negel mindeſtens 20 Arbeit⸗ 
nehmer beſchäftigt, wird ein Betriebsrat gebildet. 
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87, 

Bei jeder Dienſtſtelle und Behörde, die in der Regel weniger als 20, aber 
mindeſtens fünf wahlberechtigte (§ 18) Arbeitnehmer beſchäftigt, von denen mindeſtens 
drei nach den §§ 18, 19 wählbar find, wird ein Betriebsobmann gewählt. Be⸗ 
ſchäftigen ſolche Betriebe mindeſtens fünf wahlberechtigte Arbeiter und fünf wahl 
berechtigte Angeſtellte, ſo kann ein gemeinſamer Betriebsobmann gewählt werden. 
Iſt eine Einigung der Mehrheit beider Gruppen nicht zu erzielen, ſo wählen 
Arbeiter und Angeſtellte je einen Betriebsobmann. 


§8. 

Dienſtſtellen, bei denen nach den §H 6 und 7 weder ein Betriebsrat noch 
ein Betriebsobmann zu wählen iſt, werden der nach den gegebenen Verkehrs möglichkeiten 
am günſtigſten gelegenen Dienſtſtelle, die demſelben Amt unterſteht, zugeteilt. 

In denjenigen Regierungsbezirken, in welchen ſich keine örtliche Behörde 
der Waſſerbauverwaltung befindet, können die bei der Provinzialbehörde beſchäftigten 
Arbeitnehmer der Waſſerbauverwaltung, falls nicht wenigſtens die Vörausſetzungen 
für die Wahl eines Obmanns vorliegen, mit den der allgemeinen Verwaltung 
angehörigen Arbeitnehmern zur Bildung einer Betriebsvertretung vereinigt werden. 


. 

Die Bildung von gemeinſamen oder Geſamtbetriebsräten für mehrere Dienſt⸗ 

ſtellen iſt unzuläſſig. 
§ 10. 

Zur Wahrnehmung der beſonderen wirtſchaftlichen Intereſſen der Arbeiter 
und Angeſtellten des Betriebs der Verwaltung gegenüber ſind in allen Betrieben, 
in deren Betriebsräten Arbeiter und Angeſtellte vertreten ſind, Arbeiterräte und 
Angeſtelltenräte zu errichten. i 

911. 

In Betrieben, in denen zwei Betriebsobleute gewählt ſind, vertritt jeder 
von dieſen die beſonderen Intereſſen ſeiner Gruppe. : 

In Betrieben, in denen nur ein Betriebsobmann gewählt iſt, vertritt dieſer 
neben den gemeinſamen auch die beſonderen Intereffen jeder einzelnen Gruppe. 


812. 


Der Betriebsrat beſteht: 
in Betrieben mit 20 bis 49 Arbeitnehmern aus 3 Mitgliedern 


» » » 50 „ 99 v » 5 » 
> » 900 » » 6 » 
» » „ 200 399 » et » 
» » „ 4000 „ » 8 v 
» » „ 600 „ 799 » » 9 » 
» » » 800 „ 999 » » 10 » 
» » » 1 000 » 1499 » 11 » 
7 „ » 1 500 „ 1999 » » 12 » 


x 
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Die Zahl der Mitglieder erhöht ſich um je eins in Betrieben mit 
2 000 bis 5 999 Arbeitnehmern für je weitere 500, 
6 000 und mehr Arbeitnehmern für je weitere 1 000. 

Die Höchſtzahl der Mitglieder beträgt 30. 

Der Arbeiterrat und der Angeſtelltenrat werden gebildet durch die Arbeiter⸗ 
mitglieder und die Angeſtelltenmitglieder des Betriebsrats. Sind dies nur ein 
oder zwei Mitglieder, jo haben auch fie die Rechte und Pflichten eines Arbeiter⸗ 
rats oder eines Angeſtelltenrats. Iſt die Zahl der Arbeiter oder die der An⸗ 
geſtellten fo groß, daß die Arbeiter oder Angeſtellten bei Zugrundelegung der Be⸗ 
rechnung nach Abf. 1 bis 3 mehr Vertreter für den Gruppenrat beanſpruchen 
können, als ſie im Betriebsrat haben, ſo tritt eine entſprechende Zahl von Er⸗ 
gänzungsmitgliedern hinzu. 

Hat ein Betrieb, für den ein Betriebsrat zu errichten iſt, weniger wähl⸗ 
bare Arbeitnehmer als die nach Abſ. 1 bis 3 erforderte Zahl der Betriebsrats⸗ 
mitglieder, ſo beſteht der Betriebsrat aus drei Mitgliedern, hat er weniger als 
drei wählbare Arbeitnehmer, ſo ſind Betriebsobleute zu wählen. 


§13. g a 

Befinden ſich unter den Arbeitnehmern ſowohl Arbeiter wie Angeftellte, fo 
muß jede Gruppe, entſprechend ihrem Zahlenverhältnis bei Anberaumung der 
Wahl, im Betriebsrat vertreten ſein. N 

Keine Gruppe darf weniger als einen Vertreter haben. 

Die Minderheitsgruppe erhält wenigſtens: 

bei 50 bis 299 Gruppenangehörigen 2 Mitglieder, 
3 » 


„ 300 999 » 
„ 600°» 999 » A » 
» 1000 » 2999 » 5 


Die Feſtſtellung des Zahlenverhältniſſes erfolgt durch den Wahlvorſtand 


nach den für die Verhältniswahl geltenden Grundſätzen des Wahlverfahrens (§ 23). 


- Eine Minderheitsgruppe erhält keine Vertretung, wenn ihr nicht mehr als 
fünf Perſonen angehören und dieſe nicht mehr als ein Zwanzigſtel der Arbeit⸗ 
nehmer des Betriebs darſtellen. 

§ 14. i 
Die Verteilung der Mitglieder auf die Gruppen kann abweichend von den 
Beſtimmungen des § 13 geordnet werden, wenn die Mehrheit beider Gruppen 
es in getrennter, geheimer Abſtimmung beſchließt. 
Zählt eine Gruppe weniger wählbare Perſonen als die nach § 13 erfor⸗ 


derte Zahl, jo kann ſie auch Angehörige der anderen Gruppe zu ihren Vertretern 


wählen. 
f $ 15. 
Die Mitglieder des Betriebsrats und die Ergänzungsmitglieder ( 12 


Abſ. 4), welche Arbeiter ſind, werden von den Arbeitern, die Mitglieder und 


RR 
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Ergänzungsmitglieder ($ 12 Abſ. 4), welche Angeſtellte ſind, von den Angeſtellten 
des Betriebs, ſämtlich in einer Wah aus ihrer Mitte in unmittelbarer und ge⸗ 
heimer Wahl nach den Grundſätzen der Verhältniswahl auf die Dauer von 
einem Jahre gewählt. Wiederwahl iſt zuläſſig. 
i Die Leitung der Wahl liegt in der Hand des Wahlvorſtandes (§ 21). 
Steigt die Zahl der Arbeitnehmer vorübergehend auf mehr als das 
Doppelte, aber mindeſtens um fünfzehn, darunter drei Wahlberechtigte, ſo wählt 
der nur vorübergehend beſchäftigte Teil der Arbeitnehmer in geheimer Wahl einen 
Vertreter, welcher der etwa beſtehenden Betriebsvertretung beitritt. Iſt keine 
Betriebsvertretung vorhanden, ſo hat er die Stellung eines Betriebssbmanns. 
Überſteigt die Zahl der vorübergehend Beſchäftigten hundert, ſo kann auf 
Mehrheitsbeſchluß ſämtlicher wahlberechtigten Arbeitnehmer ein Betriebsrat neu 
errichtet werden. 1 
$ 16. g x 
Der Betriebsobmann (§ 7) wird von den wahlberechtigten Arbeitnehmern 
des Betriebs aus ihrer Mitte in geheimer Wahl mit einfacher Stimmenmehrheit 
auf die Dauer von einem Jahre gewählt. Wiederwahl iſt zuläſſig. 


: § 17, 

Die Mahlzeit des Betriebsrats und des Betriebsobmanns beginnt am 
1. Juli jedes Jahres und endet mit dem 30. Juni des nächſten Jahres. Die 
Wahlzeit der erſten nach Inkrafttreten dieſer Verordnung gewählten Betriebs- 
vertretungen endet mit dem 30. Juni 1921. 

Nach Ablauf der Wahlzeit bleiben die Mitglieder des alten Betriebsrats 
noch bis zu dem gemäß § 30 erfolgten Zuſammentritt des neugewählten Betriebs⸗ 
rats im Amte. 3 

§ 18. 

Wahlberechtigt find alle mindeſtens 18 Jahre alten männlichen und weib⸗ 
lichen Arbeitnehmer, die ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 

Wählbar ſind die mindeſtens 24 Jahre alten reichsangehörigen Wahl⸗ 
berechtigten, die nicht mehr in Berufsausbildung ſind und am Tage der Wahl 
mindeſtens ſechs Monate der Dienſtſtelle, für die die Betriebsvertretung errichtet 
wird, angehören ſowie mindeſtens drei Jahre im Dienſte der Waſſerbauverwal⸗ 
tung ſtehen. 

Bei der erſten Wahl nach Inkrafttreten dieſer Verordnung ſind wählbar 
auch Arbeitnehmer, die noch nicht drei Jahre im Dienſte der Waſſerbauverwal⸗ 
tung ſtehen. f | 5 ö 

Kein Arbeitnehmer iſt zu mehr als einer Betriebsvertretung wählbar. 


E $ 19. : 
Beſteht eine Dienftftelle weniger als ſechs Monate oder wird die für die 
Bildung einer Betriebsvertretung vorgeſchriebene Mindeſtzahl von Arbeitnehmern 


* 


erreicht, ſo ſind die Arbeitnehmer wählbar, die ihr ſeit ihrer Begründung an⸗ 
gehören, ſofern fie während der im § 18 geforderken Zeit im Dienſte der Waſſer⸗ 


bauverwaltung ſtehen. 


Eine Unterbrechung der Beſchäftigung bei der Waſſerbauverwaltung während 
des Krieges infolge der Einberufung oder des Eintritts in das Heer oder die 


Marine gilt bei der Berechnung der Friſten des § 18 nicht als Unterbrechung 


der Dienſtzeit, ſofern der Arbeitnehmer ſich unverzüglich nach der Entlaſſung 


aus dem militäriſchen Dienſte zur Wiederaufnahme bei einer Dienſtſtelle der 
Waſſerbauverwaltung gemeldet hat. 

Bei Schwerbeſchädigten im Sinne der Verordnung vom 9. Januar 1919 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 28), die infolge ihrer Beſchädigung einen neuen Beruf haben 
ergreifen müſſen, iſt von dem Erfordernis der dreijährigen Dienſtzeit abzuſehen. 


8 20. | 
Bei der Zuſammenſetzung des Betriebsrats follen die verſchiedenen Berufs- 
gruppen der bei der Dienſtſtelle beſchäftigten männlichen und . Arbeit⸗ 
nehmer nach Möglichkeit berückſichtigt werden. 


§ 21. 

Der Betriebsrat hat ſpäteſtens vier Wochen vor Ablauf ſeiner Wahlzeit 
mit einfacher Stimmenmehrheit einen aus drei wahlberechtigten Arbeitnehmern 
beſtehenden Wahlvorſtand zu wählen. 

Bei der erſten Wahl nach Inkrafttreten dieſer Verordnung hat die im 
Abſ. 1 dem Betriebsrat zugewieſene Aufgabe der bei der Dienſtſtelle beſtehende 
Arbeiterausſchuß ſpäteſtens eine Woche nach Veröffentlichung dieſer Verordnung 
im Zentralblatte der Bauverwaltung zu erfüllen, der die Beſtellung des Wahl⸗ 
vorſtandes in einer von ſeinem Vorſitzenden anzuberaumenden gemeinſamen 
Sitzung mit dem etwa vorhandenen Angeſtelltenausſchuſſe vorzunehmen hat. Iſt 
ein Arbeiterausſchuß a . ſo tritt an ſeine Stelle der Angeſtellten⸗ 
ausſchuß. 

Beſteht bei einer Dienſtſtelle. zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Ver⸗ 
ordnung kein Arbeiterausſchuß und kein Angeſtelltenausſchuß oder kommt er 
oder bei ſpäteren Wahlen der Betriebsrat der in Abſ. 1 und 2 ausgeſprochenen 
Verpflichtung nicht rechtzeitig nach, ſo hat der Leiter der Dienſtſtelle einen aus 
drei N wahlberechtigten Arbeitnehmern beſtehenden Wahlvorſtand zu beſtellen. 

Der Wahlvorſtand wählt ſeinen Vorſitzenden ſelbſt. 

Bei einer Dienſtſtelle, bei der gemäß, $ 7 ein Betriebsobmann zu wählen iſt, 
tritt an die Stelle des Wahlvorſtandes ein Wahlleiter, der unter entſprechender 
Anwendung der Abf. 1 bis 3 ſpäteſtens eine Woche vor Ablauf der Wahlperiode 
zu beſtellen iſt. 

§ 22. 

Die Wahl iſt von dem nn unverzüglich nach feiner Beſtellung 

einzuleiten. 


. 


nn 
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§ 23. 
Die näheren Beſtimmungen über das Wahlverfahren werden durch eine 


vom Miniſter zu erlaſſende Wahlordnung gegeben. 


a § 24. 

Notwendige Verſäumnis der Arbeitszeit infolge Ausübung des Wahlrechts 
oder Betätigung im Wahlvorſtand oder als Wahlleiter darf eine Minderung der 
Entlohnung nicht zur Folge haben. . Vertragsbeftimmungen, die dieſer Vorſchrift 
zuwiderlaufen, ſind nichtig. 

2. Geſchäftsführung. 
9255 

Hat der Betriebsrat zehn oder weniger Mitglieder, ſo wählt er aus ſeiner 
Mitte einen erſten und zweiten Vorſitzenden mit einfacher Stimmenmehrheit. 
Hat der Betriebsrat ſowohl Arbeiter wie Angeſtellte als Mitglieder, ſo dürfen 
die beiden Vorſitzenden nicht der gleichen Gruppe angehören. 


§ 26. 

Hat der Betriebsrat elf oder mehr Mitglieder, ſo wählt er aus ſeiner 
Mitte nach den Grundſätzen der Verhältniswahl einen Betriebsausſchuß von drei 
Mitgliedern. Hat der Betriebsrat ſowohl Arbeiter wie Angeſtellte als Mitglieder, 
o dürfen die Mitglieder des Betriebsausſchuſſes nicht ſämtlich der gleichen Gruppe 
angehören. Der Betriebsausſchuß wählt aus ſeiner Mitte den erſten und zweiten 
Vorſitzenden unter entſprechender Anwendung des § 23. 

8 § 27. 

Der Betriebsausſchuß hat die Aufgabe, durch einzelne ſeiner Mitglieder 
die laufenden Geſchäfte des Betriebsrats zu erledigen. 

Die Mitglieder des Bekriebsausſchuſſes find, ſoweit erforderlich, von ihrer 
Arbeit zu befreien. Im Streitfall entfiheidet. die zuftändige Schlichtungsſtelle. 

8 $ 28. = 

Der Betriebsrat iſt berechtigt, die beiden Vorſitzenden jederzeit abzuberufen 
und eine Neuwahl vorzunehmen oder durch den Betriebsausſchuß vornehmen 
zu laſſen. 

$ 29. 

Jeder der beiden Vorſitzenden iſt zur Vertretung des Betriebsrats gegenüber 

der Verwaltung und gegenüber den Schlichtungsſtellen befugt. . 
8 30. N 

Der Wahlvorſtand (§ 21) hat die Mitglieder des Betriebsrats ſpäteſtens 
eine Woche nach ihrer Wahl zur Vornahme der nach §§ 25 und 26 erforderlichen 
Wahlen zuſammenzurufen. 
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§ 31. 2 
Alle Betriebsratsmitglieder und die Betriebsobleute haben die Aufgabe, 
für möglichſte Wirtſchaftlichkeit und möglichſt hohe Leiſtungen des Betriebs ein⸗ 
zutreten. Sie haben, ſoweit ſie nicht durch ihre Tätigkeit als Mitglieder einer 
Betriebsvertretung daran notwendig gehindert werden, ihrer Beſchäftigung als 
Arbeiter und Angeſtellte weiterhin nachzugehen und auch ihre Tätigkeit als Mit⸗ 
glieder einer en) unter Schonung der Bedürfniſſe des Betriebs 
auszuüben. 
$ 32. 
Die Siam des Betriebsrats finden grundſätzlich und nach Möglichkeit 
außerhalb der Arbeitszeit ſtatt. Sie ſind nicht öffentlich. 


Von Sitzungen, die während der Arbeitszeit ſtattfinden müſſen, iſt die 


Verwaltung (§ A) jo rechtzeitig zu benachrichtigen, daß fie dafür ſorgen kann, 
daß Störungen der Arbeit durch den zeitweiligen Ausfall 5 Betriebsrats⸗ 
mitglieder vermieden werden. ö 

Auf die Anforderungen des Betriebs muß bei der Anberaumung von 


Sitzungen unbedingte Rückſicht genommen werden. Einſprüchen der Verwaltuug 


in dieſer Hinficht muß ſtets Rechnung getragen werden. 


Die Sitzungen des Betriebsrats werden von dem Vorſitzenden, der auch 
die Tagesordnung aufſtellt und die Verhandlungen leitet, nach Bedarf 5 
Auf Verlangen der Verwaltung oder mindeſtens eines Viertels der Mitgliede 


des Betriebsrats hat der Vorſitzende eine Sitzung anzuberaumen und den | 


beantragten Beratungsgegenſtand auf die Tagesordnung zu ſetzen. 

Hat die Verwaltung die Anberaumung einer Sitzung verlangt, ſo iſt ſie 
zu der Sitzung einzuladen. Im übrigen iſt der Betriebsrat befugt, die Ver⸗ 
waltung zur Teilnahme an Sitzungen einzuladen. Erſcheinen Vertreter der Ver⸗ 
waltung, ſo können ſie jederzeit das Wort ergreifen. 

Die vorgeſetzte Dienſtbehörde der Verwaltungsſtelle, bei der der Betriebsrat 
beſteht, iſt berechtigt, zu Sitzungen, zu denen die Verwaltungsſtelle eingeladen iſt, 
Vertreter zu entſenden. Wird dieſe Abſicht dem Vorſitzenden des Betriebsrats 
vorher mitgeteilt, ſo hat er bei der Anberaumung der Sitzungszeit darauf Rückſicht 
zu nehmen. 

§ 34. 
Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des Betriebsrats iſt je ein 


Beauftragter der im Betriebsrate vertretenen wirtſchaftlichen Vereinigungen der 


Arbeiter Den NE: gelten zu den Sitzungen mit beratender Stimme 
zuzuziehen. 
§ 35. 
Ein gültiger Beschluß des Betriebsrats kann nur gefaßt werden, wenn 
alle Mitglieder unter Mitteilung des Beratungsgegenſtandes geladen und 
mindeſtens die Hälfte von ihnen erſchienen iſt. Stellvertretung nach § 49 iſt zuläſſig. 
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Die Beſchlüſſe werden durch Stimmenmehrheit der erſchienenen Mitglieder 
und Stellvertreter gefaßt. Vei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 


§ 36. ; 

Aber jede Verhandlung des Betriebsrats iſt eine Niederſchrift aufzunehmen, 
die mindeſtens den Wortlaut der Beſchlüſſe und das Stimmenverhältnis, mit 
dem fie gefaßt find, enthält und von dem Vorſitzenden und einem weiteren Mit 
glied des Betriebsrats zu unterzeichnen iſt. 

Haben die Vertreter der Verwaltung in der Sitzung eine Erklärung ab⸗ 
gegeben, fo it ihnen die Niederſchrift zur Genehmigung des auf ihre Erklärung 
bezüglichen Teils und zur Unterzeichnung vorzulegen. 

Auf Verlangen iſt der Verwaltung eins Abſchrift der Niederſchrift auch 
derjenigen Sitzungen zu übergeben, an denen ſie teilzunehmen berechtigt war, 
aber nicht teilgenommen hat. 

Erachten die Arbeiter⸗ oder Angeſtelltenvertreter, welche die Minderheits⸗ 
gruppe der Arbeiinehmer darſtellen, einen in einer gemeinſamen Angelegenheit 
der Arbeiter und Angeſtellten gefaßten Beſchluß des Betriebsrats als eine er⸗ 
hebliche Verletzung wichtiger Intereſſen der durch ſie vertretenen Arbeitnehmer, 
ſo ſind ſie berechtigt, ihren Standpunkt in einem beſonderen Beſchluſſe zum Aus⸗ 
druck zu bringen und dieſen der Verwaltung gegenüber zu vertreten. 5 


$ 37. i 
f Sonſtige Beſtimmungen über die Geſchäftsführung können in einer Ge⸗ 
ſchäftsordnung, die ſich der Betriebsrat ſelbſt gibt, getroffen werden. 


§ 38. 2 
Der Betriebsrat kann in einem Betriebe mit mehr als 100 Arbeitern 
und Angeſtellten an einem oder mehreren Tagen der Woche eine regelmäßige 
Sprechſtunde einrichten, in der die Arbeitnehmer Wünſche und Beſchwerden vor⸗ 
bringen können. Soll die Sprechſtunde innerhalb der Arbeitszeit liegen, ſo iſt 
dies mit der Verwaltung zu vereinbaren. 
Bei der Einrichtung der Sprechſtunde muß auf die Anforderungen des 
Betriebs unbedingte Nückſicht genommen werden. Einſprüchen der Verwaltung 
in dieſer Hinſicht muß Rechnung getragen werden. 


N Ga 
Die Mitglieder des Betriebsrats und ihre Stellvertreter verwalten ihr 
Amt unentgeltlich als Ehrenamt. Notwendige Verſäumnis von Arbeitszeit darf 
eine Minderung der Entlohnung nicht zur Folge haben. Vertragsbeſtimmungen, 
die dieſer Vorſchrift zuwiderlaufen, ſind nichtig. 
Geſedſammlung 1920. (Nr. 1190711908) 49 
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§ 40. 

Die durch die Geſchäftsführung entſtehenden notwendigen Koſten, ein⸗ 
ſchließlich etwaiger Aufwandsentſchädigungen, trägt die Verwaltung. Für die 
Sitzungen, die Sprechſtunden und die laufende Geſchäftsführung hat ſie die nach 
Umfang und Beſchaffenheit der Dienſtſtelle und der geſetzlichen Aufgaben des 
Betriebsrats erforderlichen Räume und Geſchäftsbedürfniſſe zur Verfügung 
zu ſtellen. 

§ 41. 
Die Erhebung und Leiſtung von Beiträgen der Arbeitnehmer für irgend- 


welche Zwecke der Betriebsvertretungen iſt unzuläſſig. 


8 42. 5 
N Auf die Geſchäftsführung des Betriebsausſchuſſes finden die §§ 31, 39 
bis 41 entſprechende Anwendung. 
8 43. 
Auf die Geſchäftsführung des Betriebsobmanns finden die $$ 27, 29, 39 
bis 41 entſprechende Anwendung. 5 


3. Zuſtändigkeit und Berufungsverfahren. 
5 N § 44. a 
Die Betriebsvertretungen vertreten die Arbeiter und Angeſtellten ihres 
Wahlbezirks in den zu ihrer Zuſtändigkeit gehörigen Angelegenheiten ($$ 75 ff. 
80 ff, 93), ſoweit fie aus dem örtlichen Arbeitsverhältnis entſpringen. An⸗ 
gelegenheiten, die über den Bereich der Betriebsvertretung hinaus von Bedeutung 
ſind, gehören zur Zuſtändigkeit des Bezirksbetriebsrats oder des Hauptbetriebsrats. 


8 45. 
Kommt über eine Angelegenheit eine Einigung zwiſchen der Betriebs⸗ 
vertretung und der Verwaltung nicht zuftande, fo hat dieſe auf Verlangen der 
Betriebsvertretung die Angelegenheit der zuſtändigen Provinzialbehörde vorzulegen. 


i $ 46. 

Die Vorlage bei der Provinzialbehörde iſt erſt zuläffig, wenn die ſtreitige 
Angelegenheit mit dem Vorſtand des Bauamts, in deſſen Bezirke der Betriebs 
rat beſteht, nach rechtzeitiger Einladung unter Mitteilung der Tagesordnung ver⸗ 
handelt iſt oder wenn die betreffenden Verwaltungsſtellen ſich trotz rechtzeitiger 
Einladung nicht haben vertreten laſſen. 3 


$ 47. 
Will die Provinzialbehörde einem Antrag einer Belriebsvertretung nicht 
entſprechen, ſo hat ſie ihn dem Bezirksbetriebsrat vorzulegen. 
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Handelt es ſich um eine Angelegenheit, in der die Anrufung der Schlich- 


tungsſtelle nicht zuläſſig iſt (Verwaltungsangelegenheit § 75 Ziffer 1 bis A, 6, 7, 


9, 10, § 80 Ziffer 6, 7), fo iſt, auch wenn eine Einigung zwiſchen Provinzial⸗ 


behörde und Bezirksbetriebsrat nicht zuſtande kommt, die Entſcheidung der Pro- 


vinzialbehörde maßgebend. - 
Handelt es ſich um eine Angelegenheit, in der die Anrufung der Schlich- 


tungsſtelle zuläſſig iſt (Arbeiter bzw. Angeſtelltenangelegenheit $ 72 Ziffer 8, $ 77 


Ziffer 1 bis 4, 8, 9), ſo kann der Bezirksbetriebsrat, oder wenn dieſer ſich der 


Entſcheidung der Provinzialbehörde anſchließt, die Betriebsvertretung binnen 
zwei Wochen nach Bekanntgabe der Eutſcheidung an fie die zuſtändige Schlich⸗ 
tungsſtelle anrufen. Geſchieht dies, ſo hat die Provinzialbehörde das Recht, die 
Angelegenheit bis zur Entſcheidung durch die Schlichtungsſtelle unter gleichzeitiger 
Mitteilung an deren Vorſitzenden dem Minifter vorzulegen. Bis zur Entſcheidung 
des Miniſters iſt das Verfahren bei der Schlichtungsſtelle auszuſetzen. 

Der Miniſter kann, wenn er dem Antrag der Betriebsvertretung nicht 
entſprechen will, die Sache an die Provinzialbehörde zur Entſcheidung durch die 
Schlichtungsſtelle zurückgeben oder ſie unverzüglich dem Hauptſchlichtungsausſchuß 
mit dem Antrag unterbreiten, die Schlichtung zu übernehmen. 

Will der Miniſter einem Antrag oder Beſchluß des bei der Zentralbehörde 
ſelbſt gebildeten Betriebsrats (Arbeiter- oder Angeſtelltenrats) nicht entſprechen, fo 
findet in einer Verwaltungsangelegenheit Abſ. 2 dieſes Paragraphen entſprechende 
Anwendung, während in Arbeiter⸗ und Angeſtelltenangelegenheiten der Miniſter 
die Streitſache der Schlichtungsſtelle bei dem Polizeipräſidenten in Berlin zur 
Eutſcheidung übergeben oder den Hauptſchlichtungsausſchuß erſuchen kann, die 
Schlichtung zu übernehmen. 


4. Erlöſchen der Mitgliedſchaft. 
8 48. 

Die Mitgliedſchaft im Betriebsrat erliſcht außer durch Ablauf der Wahl⸗ 
zeit durch Niederlegung, durch Beendigung des Arbeitsvertrags oder durch Verluſt 
der Wählbarkeit, insbeſondere durch Übertritt in das Beamten⸗ oder Beamten⸗ 
anwärterverhältnis. 

Auf Antrag der Verwaltung oder mindeſtens eines Viertels der wahl⸗ 
berechtigten Arbeiter und Angeſtellten kann der zuſtändige Bezirkswirtſchaftsrat 
oder, ſolange ein ſolcher nicht beſteht, die bei der zuſtändigen Provinzialbehörde 
beſtehende Schlichtungsſtelle das Erlöſchen der Mitgliedſchaft eines Vertreters 
wegen gröblicher Verletzung ſeiner geſetzlichen Pflichten beſchließen. 

. § 49. 8 
Erliſcht die Mitgliedſchaft eines Arbeiters oder Angeſtellten im Betriebsrat 
oder iſt ein Mitglied zeitweilig verhindert, als Mitglied des Betriebsrats tätig 
zu ſein, ſo tritt ein Erſatzmitglied nach den Beſtimmungen der Wahlordnung ein. 
: 49* 
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Die Erſatzmitglieder werden der Reihe nach aus den nicht gewählten, aber 
noch wählbaren Perſonen derjenigen Vorſchlagsliſten entnommen, denen die zu 
erſetzenden Mitglieder angehören. 

$ 50. 

Auf Antrag der Verwaltung oder mindeſtens eines Viertels der wahl 
berechtigten Arbeiter und Angeſtellten kann der Bezirkswirtſchaftsrat oder, ſolange 
ein ſolcher nicht beſteht, die bei der zuſtändigen Provinzialbehörde beſtehende 
Schlichtungsſtelle die Auflöſung des Betriebsrats wegen gröblicher Verletzung 
ſeiner geſetzlichen Pflichten beſchließen. 5 

6:51; 

Sobald die Geſamtzahl der Betriebsratsmitglieder und Erſatzmitglieder 
unter die vorſchriftsmäßige Zahl der Betriebsratsmitglieder ($ 12) ſinkt, iſt zu 
einer Neuwahl zu ſchreiten. Die Neuwahl findet für den Reſt der Wahlzeit 
des bisherigen Betriebsrats ftatt. , n 

Das gleiche gilt im Falle der Auflöſung eines Betriebsrats (§ 50) ſowie 
beim Rücktritt des geſamten Betriebsrats. Ein Einkreten von Erſatzmitgliedern 
($ 49) findet in den Fällen dieſes Abſatzes nicht ſtatt. 


$ 52. 
Iſt eine Neuwahl des geſamten Betriebsrats notwendig, fo bleiben die Mit- 
glieder des alten Betriebsrats fo lange im Amte, bis der neue gebildet iſt ($ 30). 


8 653. 

Auf das Erlöſchen der Mitgliedſchaft im Arbeiterrat und Angeſtelltenrat 
finden die §§ 48 bis 50 entſprechende Anwendung. Das Erlöſchen der Mitglied- 
ſchaft im Arbeiterrat oder Angeſtelltenrat hat das Erlöſchen der Mitgliedſchaft 
im Betriebsrat zur Folge. Sinkt die Zahl der Ergänzungsmitglieder und der 
Erſatzmitglieder für ſie unter die vorſchriftsmäßige Zahl (§ 12 Abſ. 4), fo findet 
dennoch keine Neuwahl ſtatt. ö 

It der Arbeiterrat oder Angeſtelltenrat aufgelöſt oder zurückgetreten, ſo 
findet eine Neuwahl der gleichzeitig dem Betriebsrat angehörigen Mitglieder und 
der Ergänzungsmitglieder in der bisherigen Anzahl für den Reſt der Wahlzeit 
des Betriebsrats ſtatt. § 52 findet entſprechende Anwendung. 

$ 54. 

Auf das Erlöſchen der Stellung als Betriebsobmann finden die SS 48 und 49 

entſprechende Anwendung. 


5. Betriebsverſammlung. 
. 
Die Betriebsverſammlung beſteht aus den Arbeitnehmern des Betriebs, 
für den die Betriebsvertretung gebildet iſt. 


N 


Kann nach der Natur oder Größe dieſes Betriebs eine gleichzeitige Ver⸗ 
ſammlung aller Arbeitnehmer nicht ſtattfinden, ſo hat die Abhaltung der Betriebs⸗ 
verſammlung in Teilverſammlungen zu erfolgen. 

§ 32 letzter Abſatz findet entſprechende Anwendung. 


§ 56. N 
Der Vorſitzende des Betriebsrats oder der Betriebsobmann iſt berechtigt 
und auf Verlangen der Verwaltung oder mindeſtens eines Viertels der wahl⸗ 
berechtigten Arbeitnehmer verpflichtet, eine Betriebsverſammlung einzuberufen. 
Von Verſammlungen, die auf Verlangen der Verwaltung ſtattfinden, iſt 
dieſe zu benachrichtigen. Sie hat das Recht, ſich in dieſen Verſammlungen ver⸗ 
treten zu laſſen und ſich an den Verhandlungen ohne Stimmrecht zu beteiligen. 
Die Betriebsverſammlung findet grundſätzlich außerhalb der Arbeitszeit 
ſtatt. Soll in dringenden Fallen hiervon abgewichen werden, fo ift die Zu⸗ 
ſtimmung der Verwaltung erforderlich. 
§ 57. 
An den Betriebsverſammlungen kann auf Antrag mindeſtens eines Viertels 
der Mitglieder des Betriebsrats je ein Beauftragter der im Betriebe vertretenen 
irtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer mit beratender Stimme teilnehmen. 


5 8 
Die Betriebsverſammlung kann Wünſche und Anträge an den Betriebsrat 
richten. Sie darf nur über Angelegenheiten verhandeln, die zu dem Geſchäfts⸗ 
kreiſe des Betriebsrats gehören. 


B. Bezirksbetriebsrat. 


. Sufammenfeßung und Wahl. 
5 59. 

Für jeden Bezirk einer Provinzialbehörde (§ 4), in deren Bereich ſich ein 
oder mehrere örtliche Betriebsvertretungen der Waſſerbauverwaltung befinden, 
wird ein Bezirksbetriebsrat gebildet. 

Auf Anordnung des Miniſters können für den Bezirk einer Provinzial⸗ 
behörde mehrere Bezirksbetriebsräte unter örtlicher Abgrenzung ihrer Bezirke ge⸗ 
bildet werden. i 

§ 60. 

Der Bezirksbetriebsrat beſteht in Bezirken mit 500 oder weniger Arbeit⸗ 
nehmern aus fünf Mitgliedern. 5 

Die Zahl der Mitglieder erhöht ſich für je weitere volle 200 Arbeitnehmer 
um je ein weiteres Mitglied. 

Die Höchſtzahl der Mitglieder beträgt 12. f 

Anter den Mitgliedern des Bezirksbetriebsrats muß ſich mindeſtens ein 
Angeſtellter befinden. 


0 


.$ 61. 

Die Mitglieder des Bezirksbetriebsrats werden von den Arbeitnehmern des 
Regierungs⸗ uſw. Bezirkes aus ihrer Mitte in unmittelbarer und geheimer Wah! 
nach den Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt. Wiederwahl iſt zuläſſig. 

Für die Wahlen werden die Arbeitnehmer des Regierungs⸗ uſw. Bezirkes 
zu einem Wahlkörper zuſammengefaßt. Die Wahl der Mitglieder des Bezirks⸗ 
betriebsrats findet in demſelben Wahlgange mit der Wahl der Mitglieder zu den 
einzelnen Betriebsräten ſtatt. Die Leitung der Wahl liegt in der Hand eines 
vom Bezirksbetriebsrate gewählten Wahlvorſtandes. Die Leitung der erſten Wahl 
nach Inkrafttreten dieſer Verordnung liegt in der Hand eines von dem Leiter 
der Ba zu berufenden Wahlvorſtandes, der aus je einem Vertreter 
der bei den Verhandlungen über dieſe Verordnung beteiligten wirtſchaftlichen 
Vereinigungen der Arbeitnehmer beſteht. : 

Das gleiche gilt, wenn bei ſpäteren Wahlen der Bezirksbetriebsrat der im 
§ 12 Abſ. 1 ausgeſprochenen Verpflichtung nicht rechtzeitig nachkommt. 


. 8 62. 

b Die Wahlzeit des Bezirksbetriebsrats beträgt ein Jahr. Die Vorſchriften 
der $$ 17 bis 24, 27 bis 29 finden entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, 
daß ſtets ein Betriebsausſchuß aus drei Mitgliedern zu wählen iſt. 


$ 63. 

Der Wahlvorſtand hat die Mitglieder des Bezirksbetriebsrats ſpäteſtens 
zwei Wochen nach ihrer Wahl zur Vornahme der nach den §§ 25 und 26 er 
forderlichen Wahlen zuſammenzurufen. Die Namen der Gewählten werden durch 
Anſchlag bekannt gemacht. 


2. Zuſtändigkeit. 
N § 64. 

Der Bezirksbetriebsrat vertritt die Arbeiter und Angeſtellten des Bezirkes 
in den zur Zuſtändigkeit der Betriebsräte gehörigen Angelegenheiten (§§ 72 ff., 
80 ff.), ſoweit ſie über den örtlichen Bereich eines Betriebsrats hinaus von 
Bedeutung ſind. Angelegenheiten, die über den Bereich des Bezirksbetriebsrats 
hinaus von Bedeutung ſind, gehören zur Zuſtändigkeit des Hauptbetriebsrats. 

Der Bezirksbetriebsrat iſt ferner zuſtändig zur Beratung derjenigen An⸗ 
gelegenheiten, die ihm auf Verlangen eines Betriebsrats von der Provinzial⸗ 
behörde vorgelegt werden. 5 
3. Geſchäftsführung. 

2 $ 65. 
Die Sitzungen des Bezirksbetriebsrats find nicht öffentlich. 


Die Vorſchriften der §§ 31, 33 bis 37, 39 bis 41 finden auf die Geſchäfts⸗ 


führung des Bezirksbetriebsrats, §§ 48 bis 52 auf das Erlöſchen der Mitglied- 


% 


„ 


ſchaft in ihu entſprechende Anwendung. Zur Entſcheidung der nach dem § 48 
Abſ. 2 und § 50 zuläſſigen Anträge iſt jedoch bis zur Beſtimmung eines Bezirks. 
wirtſchaftsrats der Hauptſchlichtungsausſchuß zuſtändig. 5 


§ 66. £ 

Kommt über eine Angelegenheit eine Einigung zwiſchen dem Bezirksbetriebsrat 
und der Provinzialbehörde nicht zuſtande, ſo iſt letztere, wenn es ſich um eine 
Verwaltungsangelegenheit handelt ($ 47 Abſ. 2), verpflichtet, die Sache unver⸗ 
züglich dem Miniſter zur Entſcheidung vorzulegen. Die Entſcheidung des Miniſters 
iſt endgültig. 

Handelt es ſich um eine Arbeiter⸗ bzw. Angeſtelltenangelegenheit ($ 47 Abſ. 3), 
ſo iſt der Bezirksbetriebsrat berechtigt, binnen einer Woche nach Beendigung der 
gemäß § 46 zu führenden Verhandlungen mit der Provinzialbehörde die bei dieſer 
beſtehende Schlichtungsſtelle anzurufen. Geſchieht dies, ſo hat die Provinzial⸗ 
behörde das Recht, bis zur Entſcheidung durch die Schlichtungsſtelle die Angelegen⸗ 
heit, unter gleichzeitiger Mitteilung an den Vorſitzenden, dem Miniſter vorzulegen. 
Bis zur Entſcheidung des Miniſters iſt das Verfahren vor der Schlichtungsſtelle 
auszuſetzen. Der Miniſter kann, wenn er dem Antrag des Bezirksbetriebsrats 
nicht entſprechen will, die Sache an die Provinzialbehörde zur Entſcheidung durch 
die Schlichtungsſtelle zurückgeben oder ſie dem Hauptbetriebsrate zur Beratung 
überweiſen. Schließt dieſer ſich der Anſicht des Miniſters an, ſo iſt damit die 
endgültige Entſcheidung gegeben. Andernfalls kann ſowohl der Miniſter wie der 
Hauptbetriebsrat die Sache dem Hauptſchlichtungsausſchuß mit dem Antrag unter⸗ 
breiten, die Schlichtung zu übernehmen. 


C. Hauptbetriebsrat. 
N § 67. 

Als Vertretung der geſamten Arbeitnehmerſchaft wird ein Hauptbetriebsrat 

gebildet. a 5 
§ 68. z 

‚Der Hauptbetriebsrat befteht aus 12 Mitgliedern. a 

Für die Wahl des Hauptbetriebsrats werden alle Arbeitnehmer der Waſſer⸗ 
bauverwaltung zu einem Wahlkörper zuſammengefaßt. Sie wählen die Mitglieder 
des Hauptbetriebsrats aus ihrer Mitte in unmittelbarer und geheimer Wahl nach 
den Grundſätzen der Verhältniswahl. Wiederwahl iſt zuläſſig. 

Die Wahl der Mitglieder des Hauptbetriebsrats findet in demſelben Wahl⸗ 
gang mit der Wahl der Mitglieder zu den einzelnen Betriebsvertretungen ſtatt. 
Die Leitung der Wahl liegt in der Hand eines vom Hauptbetriebsrate gewählten 
dreigliedrigen Wahlvorſtandes. Die Leitung der erſten Wahl nach Inkrafttreten 
dieſer Verordnung liegt in der Hand eines vom Miniſter zu berufenden Wahl⸗ 
vorſtandes, der aus je einem Vertreter der, bei den Verhandlungen über dieſe 
Verordnung beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer beſteht. 


— 332 — 


Das gleiche gilt, wenn bei ſpäteren Wahlen der Hauptbetriebsrat der im § 21 
Abſ. 1 ausgeſprochenen Verpflichtung nicht rechtzeitig nachkommt. 


$ 69. 
Die Mahlzeit des Hauptbetriebsrats beträgt ein Jahr. Sie beginnt am 
15. Juli jedes Jahres und endet am 14. Juli des nächſten Jahres. Die Wahl⸗ 
zeit des erſten nach Inkrafttreten dieſer Verordnung gewählten Hauptbetriebsrats 
endet mit dem 14. Juli 1921. 8 
Die, Vorſchriften der 6817 Abſ. 2, 18, 20, 22 bis 24, 27 bis 29, 62 
und 51 finden entſprechende Anwendung. i 


$ 70. 

Der Hauptbetriebsrat vertritt die Arbeiter der Waſſerbauverwaltung in den 
zur Zuſtändigkeit der Betriebsräte gehörigen Angelegenheiten ($$ 73 ff., 80 ff.), 
ſoweit ſie über den örtlichen Bereich eines Bezirksbetriebsrats hinaus von Be⸗ 
deutung ſind. 

Der Hauptbetriebsrat iſt ferner zuſtändig zur Beratung von Anträgen der 
Bezirksbetriebsräte, die ihm durch den Miniſter vorgelegt werden ($ 66). 


8 71. 


Auf die Geſchäftsführung des Hauptbetriebsrats finden die Vorſchriften des 
5 65 entſprechende Anwendung. a 


$ 72. 

Kommt eine Einigung zwiſchen der Verwaltung und dem Hauptbetriebsrat 
über eine Verwaltungsangelegenheit (§ 47 Abf. 2) nicht zuſtande, jo iſt die Ent⸗ 
ſcheidung der Verwaltung maßgebend. 

Kommt eine Einigung über eine Arbeiterangelegenheit (§ 47 Abſ. 3) nicht 
zuſtande, ſo iſt ſowohl die Verwaltung wie der Hauptbetriebsrat berechtigt, binnen 
zwei Wochen nach Beendigung der Verhandlungen die Entſcheidung des Haupt⸗ 
ſchlichtungsausſchuſſes anzurufen. 


Il. Aufgaben und Befugniſſe der Betriebsvertretungen. 
A. Betriebsräte. 
§ 73. 


Der Betriebsrat hat die Pflicht, bei der Ausübung ſeiner Befugniſſe an 
der Erfüllung der der Waſſerbauverwaltung im Intereſſe der Volksgeſamtheit ob⸗ 
liegenden Aufgaben mitzuarbeiten. 
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Bei der Wahrnehmung ſeiner Befugniſſe hat der Betriebsrat dahin zu 
wirken, daß von beiden Seiten Forderungen und Maßnahmen unterlaſſen werden, 
die das Gemeinintereſſe ſchädigen. 


8 75 


Der Betriebsrat hat die Aufgabe: 
2 


die Verwaltung durch Rat zu unterſtützen, um dadurch mit ihr für 
einen möglichſt hohen Stand und für möglichſte Wirtſchaſtlichkeit der 
Geſamtleiſtungen zu ſorgen (vgl. jedoch § 76); 


an der Einführung neuer Arbeitsmethoden fördernd mitzuarbeiten (vgl, 


jedoch § 76); 


das Einvernehmen innerhalb der Arbeitnehmerſchaft ſowie zwiſchen ihr 


und der Verwaltung zu fördern und für Wahrung der Vereinigungs⸗ 
freiheit der Arbeitnehmer einzutreten; 


Beſchwerden der Arbeiter- und Angeſtelltenräte entgegenzunehmen und 


+ 


auf ihre Abſtellung in gemeinſamer Verhandlung mit der Verwaltung 
hinzuwirken; i 

dafür zu. ſorgen, daß Streitfälle auf dem in den SS 45 bis 47 „66, 72 
vorgeſchriebenen Wege verhandelt werden, und gegebenenfalls die zuſtändige 


Schlichtungsſtelle anzurufen; 


darüber zu wachen, daß die von den Beteiligten anerkannten Schieds. 


ſprüche einer Schlichtungsſtelle oder einer vereinbarten Einigungs⸗ oder 
Schiedsſtelle durchgeführt werden 5 


den Betrieb gemeinſam mit den wirtſchaftlichen Vereinigungen der 


Arbeitnehmer vor Erſchütterungen zu bewahren und insbeſondere dafür 
einzutreten, daß die im Intereſſe des Betriebs geſtellten Anforderungen 
und Weiſungen der Verwaltung unbedingt beachtet werden; 


für die Arbeitnehmer gemeinſame Dienſtvorſchriften und Anderungen 


derſelben im Rahmen der geltenden Tarifverträge nach Maßgabe des 
$ 78 mit der Verwaltung zu vereinbaren; 


. auf die Bekämpfung von Unfall- und Geſundheitsgefahren im Betriebe 


10. 


zu achten, die zuſtändigen Stellen bei dieſer Bekämpfung durch An⸗ 
regung, Beratung und Auskunft zu unterſtützen ſowie auf die Durch⸗ 
führung der Unfallverhütungsvorſchriften hinzuwirken ; 

an der Verwaltung von Penſionskaſſen forte ſonſtigen Betriebswohlfahrts⸗ 
einrichtungen mitzuwirken, bei letzteren jedoch nur, ſoweit nicht für die 
Verwaltung maßgebende Satzungen oder beſtehende Verfügungen von 
Todes wegen entgegenſtehen oder eine anderweitige Vertretung der 
Arbeitnehmer vorſehen. f 


Den Betriebsräten ſind auf Verlangen die erforderlichen Mitteilungen zur 
Beurteilung der Arbeitsleiſtungen des Betriebs, an dem der Betriebsrat beſteht, 
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zu machen, foweit fie dem Leiter dieſer Betriebsſtellen zugänglich ſind, ſowie die 
Lohnbücher und die ſonſtigen zur Überwachung der Durchführung der beſtehenden 
Tarifverträge erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 


§ 76. 5 
Die Ausführung der gemeinſam mit der Verwaltung gefaßten Beſchlüſſe 
übernimmt die Verwaltung. Ein Eingriff in die Verwaltung durch ſelbſtändige 
Anordnungen ſteht dem Betriebsrat nicht zu. : 


0: 

Wird infolge von Erweiterung, Einſchränkung oder Stillegung des Betriebs 
oder infolge von Einführung neuer Techniken oder neuer Betriebs⸗ oder 
Arbeitsmethoden die Einſtellung oder die Entlaſſung einer größeren Zahl von 
Arbeitnehmern erforderlich, ſo iſt die Verwaltung verpflichtet, ſich mit dem 
Betriebsrat, an deſſen Stelle, wenn dabei vertrauliche Mitteilungen gemacht 
werden müſſen, der etwa vorhandene Betriebsausſchuß tritt, möglichſt längere 
Zeit vorher über Art und Umfang der erforderlichen Einſtellungen und Ent⸗ 
laffungen und über die Vermeidung von Härten bei letzteren ins Benehmen zu 
ſetzen. Der Betriebsrat oder der Betriebsausſchuß kann eine entſprechende Mit⸗ 
teilung an die Zentralauskunftsſtelle oder einen von dieſer bezeichneten Arbeits⸗ 
nachweis verlangen. : 

8 78. 

Sollen gemäß § 75 Ziffer 8 gemeinſame Dienſtvorſchriften vereinbart 
werden, ſo hat die Verwaltung den Entwurf, ſoweit die Beſtimmungen nicht 
auf Tarifvertrag beruhen, dem Betriebsrat vorzulegen. Kommt über den Ent⸗ 
wurf keine Einigung zuſtande, ſo können beide Teile eine Schlichtungsſtelle au⸗ 
rufen, die eine bindende Entſcheidung trifft. Die Verbindlichkeit der Entſcheidung 
erſtreckt ſich nicht auf die Dauer der Arbeitszeit. 

Entſprechend iſt bei Anderungen der Dienſtvorſchriften zu verfahren. 


8 79. * 
Ein von dem Betriebsrat beſtimmtes Mitglied iſt bei Unfallunterſuchungen, 
die von der Verwaltung oder ſonſtigen in Betracht kommenden Stellen im Betriebe 
vorgenommen werden, zuzuziehen. 


B. Arbeiterräte und Angeſtelltenräte. 


§ 80. N 
Der Arbeiterrat und der Angeſtelltenrat oder, wo ein ſolcher nicht beſteht, 
der Betriebsrat hat die Aufgabe: , 

1. darüber zu wachen, daß in dem Betriebe die maßgebenden Tarifver- 
träge ſowie die von den Beteiligten anerkannten Schiedsſprüche elner 
Schlichtungsſtelle oder einer vereinbarten Einigungs⸗ oder Schiedsſtelle 
durchgeführt werden; 


ne 


. foweit eine tarifvertragliche Regelung nicht beſteht, im Benehmen mit 


den beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer bei der 
Regelung der Löhne und ſonſtigen Arbeitsverhältniſſe mitzuwirken, 
namentlich auch i e 
bei der Feſtſetzung der Akkord⸗ und Stücklohnſätze oder der für 
ihre Feſtſetzung maßgebenden Grundſätze, 
bei der Einführung neuer Löhnungsmethoden, 
bei der Feſtſetzung der Arbeitszeit, insbeſondere bei Verlängerungen 
und Verkürzungen der regelmäßigen Arbeitszeit, 
bei der Regelung des Urlaubs der Arbeitnehmer und 
bei Erledigung don Beſchwerden über die Ausbildung und Be⸗ 
handlung der Lehrlinge im Betriebe; 


die Arbeitsordnung oder fonftige Dienſtvorſchriften für eine Gruppe 


der Arbeitnehmer im Nahmen der geltenden Tarifverträge nach Maß⸗ 
gabe des § 82 mit dem Arbeitgeber zu vereinbaren; 


Beſchwerden zu unterſuchen und auf ihre Abſtellung in gemeinſamer 


Verhandlung mit dem Arbeitgeber hinzuwirken j 


in Streitfällen die Schlichtungsſtelle oder eine vereinbarte Einigungs⸗ 


oder Schiedsſtelle anzurufen, wenn der Betriebsrat die Anrufung 
ablehnt; 


auf die Bekämpfung der Unfall- und Geſundheitsgefahren ſeiner Gruppe 


im Betriebe zu achten, die ſonſtigen hierfür in Betracht kommenden 
Stellen bei dieſer Bekämpfung durch Anregungen, Beratung und Aus⸗ 
kunft zu unterſtützen ſowie auf die Durchführung der Anfallverhütungs⸗ 
vorſchriften hinzuwirken; 


bei Kriegs- und Unfallbeſchädigten für eine ihren Kräften und Fähig⸗ 


keiten entſprechende Beſchäftigung durch Rat, Anregung, Schutz und 
Vermittlung bei dem Arbeitgeber und den Mitarbeitnehmern tunlichſt 
Sorge zu tragen; 


ſoweit eine tarifvertraglich Regelung nicht beſteht, nach Maßgabe der 


$$, 83 bis 85 mit der Verwaltung Richtlinien über die Einſtellung 


von Arbeitnehmern der Gruppe in den Betrieb zu vereinbaren; 
nach Maßgabe der $$ 86 bis 92 bei Entlaſſungen von Arbeitnehmern 


der Gruppe mitzuwirken. 


8 81. 


Auf den Arbeiterrat und Angeſtelltenrat finden die §§ 74 und 76 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 5 


8 82. 


Sollen gemäß § 80 Ziffer 3. Arbeitsordnungen oder ſonſtige | Dienſt⸗ 
vorſchriften für eine Gruppe der Arbeitnehmer vereinbart werden, ſo findet 
$ 78 entſprechende Anwendung. 
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Die im § 134b Ziffer 4 der Gewerbeordnung vorgeſehene Feſtſetzung von 
Strafen erfolgt durch die Verwaltung gemeinſam mit dem Arbeiterrat oder An⸗ 
geſtelltenrat. In Streitfällen entſcheidet die Schlichtungsſtelle. 


§ 83. 

Die gemäß § 80 Ziffer 8 vereinbarten Richtlinien müſſen die Beſtimmung 
enthalten, daß die Einſtellung eines Arbeitnehmers nicht von ſeiner politiſchen, 
militäriſchen, konfeſſionellen oder gewerkſchaftlichen Betätigung, von der Zugehörig⸗ 
keit oder Nichtzugehörigkeit zu einem politiſchen, konfeſſionellen oder beruflichen 
Verein oder einem militäriſchen Verband abhängig gemacht werden darf. Sie 
dürfen nicht beſtimmen, daß die Einſtellung von der Zugehörigkeit zu einem be⸗ 
ſtimmten Geſchlecht abhängig fein fol. 

Einſtellungen, die auf einer geſetzlichen, tarifvertraglichen oder durch Schieds⸗ 
ſpruch einer Schlichtungsſtelle oder einer vereinbarten Einigungs⸗ oder Schieds⸗ 
ſtelle auferlegten Verpflichtung beruhen, gehen den Richtlinien in jedem Falle vor. 

Im Rahmen der Richtlinien hat über die Einſtellung des einzelnen Arbeit⸗ 
nehmers die Verwaltung allein ohne Mitwirkung oder Aufſicht des Arbeiterrats 
oder Angeſtelltenrats zu entſcheiden. 8 


§ 84. 

Wird gegen die vereinbarten Richtlinien verſtoßen, fo kann der Arbeiterrat 
oder Angeſtelltenrat binnen fünf Tagen nach Kenntnis von dem Verſtoße, 
jedoch nicht ſpäter als vierzehn Tage nach dem Dienſtantritt, Einſpruch erheben. 

Die Gründe für den Einſpruch und die Beweisunterlagen ſind vom 
Arbeiterrat oder Angeſtelltenrat bei den Verhandlungen mit der Verwaltung vor⸗ 
zubringen. ze 

Wird bei dieſen Verhandlungen eine Einigung nicht erzielt, fo kann der 
Arbeiterrat oder Angeſtelltenrat binnen drei Tagen nach Beendigung der Ver⸗ 
handlungen die zuſtändige Schlichtungsſtelle oder eine vereinbarte Schiedsſtelle 
anrufen. 

Der Einſpruch gegen die Einſtellung und die Anrufung der Schlichtungs⸗ 
ſtelle oder der Schiedsſtelle hat keine aufſchiebende oder auflöſende Wirkung. 


§ 85. 

Über den Einſpruch wird im Schlichtungsverfahren, endgültig entſchieden. 
Vor der Entſcheidung iſt der Eingeſtellte tunlichſt zu hören. Geht die Ent⸗ 
ſcheidung dahin, daß ein Verſtoß gegen die vereinbarten Richtlinien vorliegt, ſo 
kann darin zugleich ausgeſprochen werden, daß das Dienſtverhältnis des Ein⸗ 
geſtellten als mit dem Eintritt der Rechtskraft der Entſcheidung unter Einhaltung 
der geſetzlichen Kündigungsfriſt gekündigt gilt. Die Entſcheidung ſchafft Recht 
zwiſchen der Verwaltung und dem beteiligten Arbeitnehmer. f 
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8 86. 


Arbeitnehmer können im Falle der Kündigung ſeitens der Verwaltung 
binnen fünf Tagen nach der Kündigung Einſpruch erheben, indem fie den Arbeiter- 
oder Angeſtelltenrat anrufen: 


1, wenn der begründete Verdacht vorliegt, daß die Kündigung wegen der 
Zugehörigkeit zu einem beſtimmten Geſchlechte, wegen politiſcher, mili⸗ 
täriſcher, konfeſſioneller oder gewerkſchaftlicher Betätigung oder wegen 
Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einem politiſchen, konfeſſionellen 
oder beruflichen Verein oder einem militäriſchen Verband erfolgt iſt 

2. wenn die Kündigung ohne Angabe von Gründen erfolgt ift; 

3. wenn die Kündigung deshalb erfolgt iſt, weil der Arbeitnehmer ſich 
weigerte, dauernd andere Arbeit als die bei der Einſtellung verein⸗ 
barte zu verrichten; 5 

4. wenn die Kündigung ſich als eine unbillige, nicht durch das Verhalten 
des Arbeitnehmers oder durch die Verhältniſſe des Betriebs bedingte 
Härte darſtellt. a 

Erfolgt die Kündigung friſtlos aus einem Grunde, der nach dem Geſetze 

zur Kündigung des Dienſtverhältniſſes ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt be⸗ 

rechtigt, fo kann der Einſpruch auch darauf geſtützt werden, daß ein ſolcher Grund 

nicht vorliegt. N 


§ 87. 
Das Recht des Einſpruchs beſteht nicht: i 
1. bei Entlaſſungen, die auf einer geſetzlichen oder tarifvertraglichen oder 
durch Schiedsſpruch einer Schlichtungsſtelle oder einer vereinbarten Eini- 
gungs⸗ oder Schiedsſtelle auferlegten Verpflichtung beruhen 
2. bei Entlaſſungen, die durch gänzliche oder teilweiſe Stillegung des 
Betriebs erforderlich werden. 


8 88. 


Bei der Anrufung müſſen die Gründe des Einſpruchs dargelegt und die 
Beweiſe ihrer Berechtigung vorgebracht werden. Erachtet der Arbeiterrat oder 
Angeſtelltenrat die Anrufung für begründet, ſo hat er zu verſuchen, durch Ver⸗ 
handlungen eine Verſtändigung mit der Verwaltung herbeizuführen. Gelingt dieſe 
Verſtändigung binnen einer Woche nicht, fo kann der Arbeiter⸗ oder Angeftelltenrat 
oder der betroffene Arbeitnehmer binnen weiteren fünf Tagen die Schlichtungs⸗ 

ſtelle anrufen. 5 

Im Falle des § 86 Abſ. 2 hat die Schlichtungsſtelle das Verfahren aus⸗ 
zuſetzen, wenn auf Grund der Kündigung ein gerichtliches Verfahren anhängig iſt 
oder die Ausſetzung des Verfahrens zur Herbeiführung einer gerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung von einer der Parteien beantragt wird. Das Verfahren nimmt ſeinen 
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Fortgang, wenn nicht binnen vier Wochen ſeit der Stellung des Antrags auf 
Ausſetzung die Erhebung der Klage nachgewieſen iſt oder wenn eine rechtskräftige 
gerichtliche Entſcheidung vorliegt, wonach die Berechtigung zur friſtloſen Entlaſſung 
verneint iſt. 

Der Einſpruch gegen die Kündigung und die Anrufung der Schlichtungs⸗ 
ſtelle haben keine aufſchiebende Wirkung. 


$ 89. 
Aber den Einſpruch (§ 86) wird im gefeglichen Schlichtungsverfahren end- 
gültig entſchieden. f 

Geht die Entſcheidung dahin, daß der Einſpruch gegen die Kündigung ge⸗ 
rechtfertigt iſt, fo iſt zugleich für den Fall, daß die Verwaltung die Weiterbe⸗ 
ſchäftigung ablehnt, ihr eine Entſchädigungspflicht aufzuerlegen. Die Entſchädigung 
bemißt ſich nach der Zahl der Jahre, während derer der Arbeitnehmer in dem 
Betrieb insgeſamt beſchäftigt war, und darf für jedes Jahr bis zu einem Zwölftel 
des letzten Jahresarbeitsverdienſtes feſtgeſetzt werden, jedoch im ganzen nicht über 
ſechs Zwölftel hinausgehen. Dabei iſt ſowohl auf die wirtſchaftliche Lage des 
Arbeitnehmers als auch auf die wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit der Verwaltung 
angemeſſene Rückſicht zu nehmen. Die Entſcheidung ſchafft Recht zwiſchen der 
Verwaltung und dem beteiligten, Arbeitnehmer. 

Innerhalb dreier Tage nach Kenntnis von dem Eintritt der Rechtskraft 
der im Schlichtungsverfahren ergangenen Entſcheidung hat die Verwaltung dem 
Arbeitnehmer mündlich oder durch Aufgabe zur Poſt zu erklären, ob er die 
Weiterbeſchäftigung oder die Entſchädigung wählt. Erklärt er ſich nicht, ſo gilt 
die Weiterbeſchäftigung als abgelehnt. 5 


8 

Die Verwaltung iſt im Falle der Weiterbeſchäftigung verpflichtet, dem 
Arbeitnehmer, falls inzwiſchen die Entlaſſung erfolgt war, für die Zeit zwiſchen 
der Entlaſſung und der Weiterbeſchäftigung Lohn oder Gehalt zu gewähren. 
$ 615 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet entſprechende Anwendung. Die 
Verwaltung kann ferner öffentlich⸗rechtliche Leiſtungen, die der Arbeitnehmer aus 
Mitteln der Erwerbsloſen⸗ oder Armenfürſorge in der Zwiſchenzeit erhalten hat, 
zur Anrechnung bringen und muß dieſe Beträge der leiſtenden Stelle zurückerſtatten. 


8-91. 

Der Arbeitnehmer iſt berechtigt, falls er inzwiſchen einen neuen Dienſt⸗ 
vertrag abgeſchloſſen hat, die Weiterbeſchäftigung bei dem früheren Arbeitgeber 
zu verweigern. Er hat hierüber unverzüglich nach Empfang der im § 89 Abſ. 3 
vorgeſehenen Erklärung der Verwaltung, ſpäteſtens aber eine Woche nach Kenntnis 
der Rechtskraft der im Schlichtungsverfahren ergangenen Entſcheidung, der Ver- 
waltung mündlich oder durch Aufgabe zur Poſt eine Erklärung abzugeben. Erklärt 
er ſich nicht, ſo erliſcht das Recht der Verweigerung. Macht er von ſeinem 


N 
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Verweigerungsrechte Gebrauch, ſo iſt ihm, falls inzwiſchen die Entlaſſung erfolgt 
war, Lohn oder Gehalt nur für die Zeit zwiſchen der Entlaſſung und dem Eintritt 
der Rechtskraft der im Schlichtungsverfahren ergangenen Entſcheidung zu gewähren. 
§ 90 Satz 2 und 3 findet entſprechende Anwendung. f 


2 N 
Wird in den Fällen der 65 83 bis 91 die Einhaltung der Friſten durch 
Naturereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle verhindert, fo findet Wieder- 
einſetzung in den vorigen Stand ſtat.. 


C. Vetriebsobmann. 
§ 93. 


Der Betriebsobmann hat die Aufgaben und Befugniſſe, die nach 975, 
$ 80 Siffer 1 bis 7 und § 79 dem Betriebsrat (Arbeiterrat und Angeſtelltenrat) 
zuſtehen. a 

Die §§ 74 und 76 finden entſprechende Anwendung. 


IV. Eutſcheidung von Streitigkeiten. 
§ 94. 
Der Bezirkswirtſchaftsrat, bis zu ſeiner Einrichtung der Bezirksausſchuß 
am Sitze der Provmzialbehörde, entſcheidet bei Streitigkeiten über: 
J. die Notwendigkeit der Errichtung, die Bildung und Zuſammenſetzung 
einer Betriebsvertretung im Sinne des Betriebsrätegeſetzes; 
2. Wahlberechtigung und Wählbarkeit eines Arbeitnehmers; 
3. Einrichtung, Zuſtändigkeit und Geſchäftsführung der Betriebsvertretung 
und der Betriebsverſammlung; 5 
4. die Notwendigkeit der Geſchäftsführungskoſten der Betriebsvertretungen; 
alle Streitigkeiten, die ſich aus den im Betriebsrätegeſetz und in dieſer 
Verordnung vorgeſchriebenen Wahlen ergeben. 


* 


V. Schutzbeſtimmungen. 
$ 95. 

Der Verwaltung und ihren Vertretern iſt unterſagt, ihre Arbeiter und 
Angeſtellten in der Ausübung des Wahlrechts zu den Betriebsvertretungen und 
in der Übernahme und Ausübung der Pflichten eines Mitglieds der geſetzlichen 
Betriebsvertretungen zu beſchränken oder fie deswegen zu benachteiligen. 


1 
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§ 96. 

Zur Kündigung des Dienſtverhältniſſes eines Mitglieds einer Betriebs⸗ 
vertretung oder zu ſeiner Verſetzung an eine andere Dienſtſtelle bedarf die Ver⸗ 
waltung der Zuſtimmung der Betriebsvertretung. 

Die Zuſtimmung iſt nicht erforderlich: 

1. bei Entlaſſungen, die auf einer geſetzlichen oder tarifvertraglichen oder 
durch Schiedsſpruch einer Schlichtungsſtelle oder einer vereinbarten 
Einigungs⸗ oder Schiedsſtelle auferlegten Verpflichtung beruhen; 

2. bei Entlaſſungen, die durch Stillegung der Betriebsſtelle erfolgt find, 
der das Mitglied der Betriebsvertretung angehört 

3. bei friſtloſen Kündigungen aus einem Grunde, der nach dem Geſetze zur 
Kündigung des Dienſtverhältniſſes ohne Einhaltung einer Kündigungs⸗ 
friſt berechtigt. 

Im Falle des Abf. 2 Ziffer 3 iſt der Einſpruch nach Maßgabe des § 86 

Abſ. 2 und § 88 Abſ. 2 ſtatthaft. 
n Wird eine friſtloſe Kündigung (Abſ. 2 Ziffer 3) durch rechtskräftiges Urteil 


oder durch Entſcheidung der Schlichtungsſtelle für ungerechtfertigt erklärt, ſo gilt 


die Kündigung als von der Verwaltung zurückgenommen. § 91 findet entſprechende 
Anwendung. 


$ 97. 


Iſt die Zuſtimmung der Betriebsvertretung erforderlich und wird fie 
verſagt, ſo iſt die Verwaltung berechtigt, die Schlichtungsſtelle anzurufen, die 
durch ihren Spruch die fehlende Zuſtimmung der Betriebsvertretung erſetzen kann. 
Sie darf die Juſtimmung nicht erſetzen, wenn ſie feſtſtellt, daß die Kündigung 
als ein Verſtoß gegen die im § 95 auferlegten Verpflichtungen anzuſehen iſt. 
u zur Entſcheidung der Schlichtungsſtelle iſt die Verwaltung verpflichtet, den 

Arbeiter weiter zu beſchäftigen. 


VI. Schlußbeſtimmungen. 
§ 98. 

Die Betriebsräte können in gemeinſamen Angelegenheiten, die in den Auf⸗ 
gabenkreis ſowohl der Betriebsräte wie der bei der Verwaltung beſtehenden Ver⸗ 
tretungen der Beamten und Beamtenanwärter fallen, mit dieſen zu gemeinſamer 
Beratung zuſammentreten. Wenn eine Beſchlußfaſſung erforderlich iſt, muß 
getrennt abgeſtimmt und eine Mehrheit innerhalb jeder der beiden Vertretungen 
feſtgeſtellt werden. 

Den Vorſitz führt für jede gemeinſame Sitzung abwechſelnd der Vorſitzende 
des Betriebsrats und der der Beamtenvertretung. Die Einladungen und die 
Aufſtellung der Tagesordnung erfolgen durch beide Vorſitzende gemeinſam. 


5 
1 
4 
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899. 5 

Soweit in anderen geſetzlichen oder Verwaltungsvorſchriften oder in Tarif- 

verträgen Arbeiter oder Angeſtelltenausſchüſſe genannt werden, treten an ihre 

Stelle in den im § 3 dieſer Verordnung genannten Betrieben die Betriebsräte 
bzw. die Arbeiterräte und Angeſtelltenräte. 3 


$ 100. 


Mit Vollziehung der erſten Wahl nach Inkrafttreten dieſer Verordnung 
hören die vorhandenen Betriebsräte, die für Betriebe errichteten Arbeiterräte und 
Arbeiterausſchüſſe auf zu beſtehen. ; 


Berlin, den 28. April 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Lüdemann. 


(Nr. 11908.) Verordnung über das Schlichtungsweſen im Bereiche der Waſſerbauverwaltung. 
8 Vom 28. April 1920. 
Se 
Auf Grund des § 104 Ziffer II des Belriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 


1920 werden im Bereiche der Preußiſchen Waſſerbauverwaltung folgende Sonder 


ſchlichtungsausſchüſſe errichtet: 
ein Hauptſchlichtungsausſchuß beim Minifterium; 
je eine Schlichtungsſtelle bei denjenigen Provinzialbehörden der Waſſer⸗ 
bauverwaltung, bei denen ein Bezirksbetriebsrat gebildet iſt. ($ 59 
der Verordnung über die Bildung von Betriebsvertretungen nach 
dem Betriebsrätegeſetze vom 4. Februar 1920 im Bereiche der Waſſer⸗ 
bauverwaltung.) 
Falls für den Bezirk einer Provinzialbehörde mehrere Bezirks- 
betriebsräte gebildet werden ($ 59 Abf. 2 ebenda), jo wird für den 
Bezirk jeder dieſer Bezirksbetriebsräte je eine Schlichtungsſtelle errichtet. 


2 


Der Hauptſchlichtungsausſchuß tagt in der Beſetzung mit einem unpartei⸗ 
iſchen Vorſitzenden und ſechs Beiſitzern, und zwar je drei Vertretern der Ver⸗ 
waltung und der Arbeitnehmerſchaft. 5 
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Der unparteiiſche Vorſitzende ſowie ein Vertreter für den Fall der Be⸗ 
hinderung des Vorſitzenden werden auf Anfordern des Miniſters von dem Präſi⸗ 
denten des Oberverwaltungsgerichts in Berlin aus der Zahl der Mitglieder des 
Oberverwaltungsgerichts auf ein Jahr beſtellt. 

Die drei Vertreter der Verwaltung ſowie drei Erſatzmänner für die Fälle 
der Behinderung der ordentlichen Vertreter werden von dem Miniſter aus der 
Zahl der Beamten des Miniſteriums auf ein Jahr beſtellt. 

Die drei Vertreter der Arbeitnehmerſchaft gehen aus Wahlen hervor, die 
nach den Vorſchriften des $ 3 durch den Hauptbetriebsrat vorgenommen werden. 
Owei der Beiſitzer müſſen Arbeiter, einer muß Angeſtellter fein. 


— 0 


= 


Der Hauptbetriebsrat wählt 14 Arbeiter und 7 Angeſtellte auf ein Jahr 


aus der Zahl der Arbeitnehmer der Waſſerbauverwaltung in geheimer Wahl nach 
den Grundſätzen der Verhältniswahl. Wählbar ſind nur ſolche Arheitnehmer, 


die mindeſtens 30 Jahre alt ſind und mindeſtens drei Jahre im Dienſte der 


Waſſerbauverwaltung ſtehen und weder Mitglieder noch Stellvertreter von Mit⸗ 
gliedern einer Betriebsvertretung ſind. 

Zu jeder Sitzung des Hauptſchlichtungsausſchuſſes werden gemäß § 2 
Abſ. 4 Satz 2 zwei Arbeiter und ein Angeſtellter nach der aus der Wahl⸗ 
berechnung jeder Gruppe ſich ergebenden Reihenfolge herangezogen. Iſt ein 


Vertreter verhindert, an einer Sitzung teilzunehmen, ſo tritt der Su obiger 


Wahlordnung nächſtfolgende an ſeine Stelle. 
s 4. 


Die Schlicstungeftelen tagen in der Beſetzung mit einem unparteliſchen 


Vorſitzenden und vier Beiſitzern, und zwar je zwei Vertretern der Verwaltung 
und der Arbeitnehmerſchaft des Bezirkes der Provinzialbehörden, die gemäß den 
Vorſchriften der §§ 5 bis 7 beſtimmt werden. 


8 
Der unparteiiſche Vorſitzende ſowie ein Vertreter für Fälle der Be 
hinderung des Vorſitzenden werden auf Anfordern des Leiters der Provinzial⸗ 
behörde von dem für den Sitz der Provinzialbehörde zuſtändigen Landgerichts⸗ 
präſidenten aus den Mitgliedern des Landgerichts auf ein Jahr beſtellt. 


— 8 6. 9 
Die beiden Vertreter der Verwaltung ſowie vier Erſatzmänner für die 
Fälle der Behinderung der ordentlichen Vertreter werden von dem Leiter der 


Provinzialbehörde aus der Zahl der Beamten der Waſſerbauverwaltung auf ein 
Jahr beſtellt. 


ren 


\ 
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Der Bezirksbetriebsrat wählt in geheimer Wahl nach den Grundſätzen der 
Verhältniswahl aus der Zahl der durch ihn vertretenen Arbeitnehmer neun Ver⸗ 
treter aus den Arbeitern und ebenſo viele aus den Angeſtellten. Wählbar ſind 
nur ſolche Arbeitnehmer, die mindeſtens 30 Jahre alt ſind, ſeit mindeſtens drei 
Jahren im Dienſte der Waſſerbauverwaltung ſtehen und weder Mitglieder noch 
Stellvertreter von Mitgliedern einer Betriebsvertretung ſind. 

Zu den Sitzungen der Schlichtungsſtelle werden die Vertreter der im Abſ. 1 
genannten Gruppen nach der aus der Wahlberechnung jeder Gruppe ſich ergebenden 
Reihenfolge gemäß den Vorſchriften des § 8 herangezogen. Iſt ein Vertreter 
verhindert, an einer Sitzung teilzunehmen, ſo tritt der nach obiger Wahlberechnug 
nächſtfolgende an ſeine Stelle. Der Verhinderte wird erſt wieder herangezogen, 
wenn die Reihe das nächſte Mal an ihn kommt. 


988. 

Verhandelt die Schlichtungsſtelle über eine Streitigkeit, die lediglich Arbeiter 
betrifft, ſo werden zwei Vertreter von der Liſte der Arbeiter als Beiſitzer heran⸗ 
gezogen. 

Verhandeln die Schlichtungsſtellen über eine Streitigkeit, die lediglich An⸗ 
geſtellte betrifft, ſo werden zwei Vertreter der Angeſtellten als Beiſitzer heran⸗ 
gezogen. : 

Verhandeln die Schlichtungsſtellen über eine Streitigkeit, die ſowohl Arbeiter 
wie Angeſtellte betrifft, ſo wird je ein Vertreter aus den beiden Gruppen der 
Arbeitnehmer als Beiſitzer herangezogen. 


. 

Der Hauptſchlichtungsausſchuß und die Schlichtungsſtellen ſind zuſtändig 
zur Verhandlung von Streitigkeiten, die ſich aus dem Arbeits⸗ oder Dienſtver⸗ 
hältnis ergeben und bei denen nach dem Tarifvertrag oder nach der Verordnung 
über die Bildung von Betriebsvertretungen nach dem Betriebsrätegeſetze vom 
4. Februar 1920 im Bereiche der Waſſerbauverwaltung die Anrufung des Haupt⸗ 
ſchlichtungsausſchuſſes oder einer Schlichtungsſtelle zuläſſig iſt. 


§ 10. 

Das Recht, die Schlichtungsſtelle oder den Hauptſchlichtungsausſchuß an⸗ 
zurufen, haben die Verwaltung, die Betriebsvertretungen und der Arbeitnehmer, 
ſofern die Vorausſetzungen nach den Vorſchriften der Verordnung über die 
Bildung von Betriebsvertretungen im Bereiche der Waſſerbauverwaltung 
gegeben ſind. 

Soweit es ſich um die Durchführung von Tarifverträgen handelt, ſind 


zur Anrufung der Schlichtungsſtellen auch die wirtſchaftlichen Vereinigungen der 


341. 
Beteiligten ſelbſtändig befugt, im übrigen nur mit Zuſtimmung der auf Arbekd⸗ 
geber⸗ oder Arbeitnehmerſeite zur Anrufung Berechtigten. 


911. 


Der Hauptſchlichtungsausſchuß und die Schlichtungsſtellen haben die Nik 
gabe, durch Vermittlungsvorſchläge ein Einvernehmen über die ſtreitige Angelegenheit 


herbeizuführen. Eine beide Parteien bindende Entſcheidung kann die Schlichtungs⸗ 
ſtelle nur in den in der Verordnung oder geſetzlich vorgeſehenen Fällen erlaſſeu. 


i $ 12. 

Das Verfahren vor den Schlichtungsſtellen und dem Hauptſchlichtungs⸗ 
ausſchuſſe regelt ſich nach den $$ 23 ff. der Verordnung über Tarifverträge, 
Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe und Schlichtung von Arbeitsſtreitigkeiten vom 
23. Dezember 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1456) oder den etwa an die Stelle diefer 
Vorſchriften tretenden Beſtimmungen. Die Vorſchriften der 6$ 16, 17 Abſ. 2 und 3, 


und 18 der genannten Verordnung finden ent prechende Anwendung. 
Berlin, den 28. April 1920. 
/ 
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